
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
Oberste Bauaufsichtsbehörde 

§ 86 Absatz 3 der Bremischen Landesbauordnung vom 6. Oktober 2009  (Brem.GBl. S. 401) lautet 
gem. dem Änderungsgesetz vom 15. November 2011 (Brem.GBl. S. 435) wie folgt: 

Bis zum Inkrafttreten einer örtlichen Bauvorschrift nach § 85 Absatz 1 Nummer 4, längstens jedoch bis 
zum 31. Dezember 2012 , ist § 49 in der bis zum 30. April 2010 geltenden Fassung weiter anzuwenden: 

§ 49 BremLBO-95 1 
Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

(1) 1Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dürfen nur 
errichtet werden, wenn Stellplätze und Fahrradabstellplätze in ausreichender Anzahl und Größe sowie in geeigneter 
Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stellplätze und notwendige Fahrradabstellplätze). 2Ihre Anzahl und 
Größe richten sich nach Art und Anzahl der vorhandenen und zu erwartenden Fahrzeuge der ständigen Benutzer 
und der Besucher der Anlage. 

(2) Werden Anlagen nach Absatz 1 geändert oder ändert sich ihre Nutzung, so sind vorbehaltlich der Regelung in 
Absatz 3 Stellplätze und Fahrradabstellplätze in solcher Anzahl, Größe und Beschaffenheit herzustellen, dass sie 
die infolge der Änderung zusätzlich zu erwartenden Fahrzeuge aufnehmen können. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn  in einem Gebäude, das bei Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtet war, zusätzliche 
Wohnungen durch Wohnungsteilung, Ausbau, Aufstockung oder durch Änderung der Nutzung geschaffen werden 
und die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze oder notwendiger Fahrradabstellplätze nach Maßgabe 
des Absatzes 4 nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten erfüllt werden kann. 

(4) 1Die notwendigen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer Entfernung davon auf einem 
geeigneten Grundstück herzustellen, dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist. 2Die 
Bauordnungsbehörde kann im Einzelfall aus städtebaulichen Gründen, insbesondere aus Gründen der Wohnruhe 
oder des Verkehrs, verlangen, dass die Stellplätze statt auf dem Baugrundstück auf einem anderen Grundstück in 
der Gemeinde herzustellen sind. 3Die notwendigen Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück 
herzustellen. 4§ 47 Absatz 5 bleibt unberührt. 5Die Bauordnungsbehörde kann unter der Voraussetzung der 
öffentlich-rechtlichen Sicherung gestatten oder verlangen, dass die Fahrradabstellplätze auf einem geeigneten 
Grundstück in der näheren Umgebung des Baugrundstücks hergestellt werden. 

(5) Die Gemeinde kann für abgegrenzte Teile des Gemeindegebietes oder für bestimmte Vorhaben innerhalb 
solcher Gebietsteile durch Ortsgesetz die Herstellung von Stellplätzen aus städtebaulichen Gründen, 
insbesondere aus Gründen der Wohnruhe oder des Verkehrs, untersagen oder einschränken.  

(6) 1Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Stellplätze kann auch durch Zahlung eines Geldbetrages erfüllt 
werden (Ablösungsbetrag). 2Bei Wohnungsbauvorhaben kann die Bauordnungsbehörde die vollständige oder 
teilweise Herstellung der notwendigen Stellplätze im Einzelfall verlangen, wenn dies wegen der Anzahl der 
notwendigen Stellplätze oder der besonderen örtlichen Verhältnisse aus Gründen des ruhenden oder fließenden 
Verkehrs erforderlich ist. 3Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Fahrradabstellplätze kann durch Zahlung 
eines Geldbetrages nur erfüllt werden, wenn die notwendigen Fahrradabstellplätze nicht oder nur unter großen 
Schwierigkeiten nach Maßgabe des Absatzes 4 hergestellt werden können oder die Ablösung im Einzelfall aus 
städtebaulichen Gründen verlangt wird. 

(7) Ist die Herstellung von Stellplätzen nach Maßgabe des Absatzes 4 auf Grund von Festsetzungen in 
Bebauungsplänen oder durch ein Ortsgesetz nach Absatz 5 untersagt oder eingeschränkt, so ist die Verpflichtung 
zur Herstellung notwendiger Stellplätze durch Zahlung eines Ablösungsbetrages zu erfüllen. 

(8) 1Die Höhe des Ablösungsbetrages für Stellplätze kann für das Gemeindegebiet, für abgegrenzte Teile des 
Gemeindegebietes oder für bestimmte Vorhaben einheitlich durch Ortsgesetz festgelegt werden. 2Der 
Ablösungsbetrag darf 80 vom Hundert der durchschnittlichen Herstellungskosten von Parkeinrichtungen nach 
Absatz 9 Nummer 1 einschließlich der Kosten des Grunderwerbs nicht übersteigen. 3Die Höhe des nach Absatz 6 
Satz 3 zu zahlenden Geldbetrages wird für die Stadtgemeinde Bremen vom Senator für Bau und Umwelt und für 
die Stadtgemeinde Bremerhaven vom Magistrat der Stadt Bremerhaven festgesetzt; dabei gelten Satz 1 und 2 
sinngemäß. 

(9) Die Geldbeträge nach Absatz 6 sind zu verwenden für 

1. die Herstellung zusätzlicher öffentlicher Parkeinrichtungen oder zusätzlicher privater Stellplätze zur Entlastung 
der öffentlichen Verkehrsflächen, 

2. die Modernisierung und Instandhaltung öffentlicher Parkeinrichtungen, 

3. bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen, die geeignet sind, den Bedarf an Parkeinrichtungen 
für Kraftfahrzeuge zu verringern. 

(10) 1Notwendige Stellplätze dürfen nicht zweckentfremdet benutzt werden. 2Die Nutzung zum Abstellen von 
Fahrrädern gilt nicht als zweckfremde Nutzung im Sinne von Satz 1. 

(11) 1Stellplätze müssen so angeordnet und hergestellt werden, dass sie die Anlage von Kinderspielplätzen nach § 8 
nicht verhindern. 2Sie müssen von den öffentlichen Verkehrsflächen aus sicher und auf möglichst kurzem Fahrweg 
zu erreichen sein und sind durch Anpflanzungen einzugrünen. 

                                            
1 § 49 der Bremischen Landesbauordnung vom 27. März 1995 (Brem.GBl. S. 211 – 2130-d-1a), zuletzt geändert durch Artikel 15 
des Gesetzes vom 8. April 2003 (Brem.GBl. S 147) und durch Gesetz vom 8. April 2003 (Brem.GBl. S. 159) 


